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Es ist höchste Zeit, dass sich Kom-
munen und Regionen unterneh-
merisch aktiv am Immobilien-
markt beteiligen. Eine nachhaltige
Standortentwicklung ist andern-
falls nicht möglich, und die Be-
deutung des Flächenmanage-
ments darf nicht unterschätzt
werden. Sie ist zentrales Instru-
ment für eine gute und gesunde
gesellschaftliche Entwicklung.

Das zeigt sich bei einem Blick
über die Grenzen, nach Großbri-
tannien, wo derzeit vor dem Hin-
tergrund des eklatanten Mangels
an leistbarem Wohnraum in vie-
len Regionen eine Diskussion
über Grundstücks- und Immobili-
enwerte aufflammt. Wurde der
Gesamtwert aller Wohnimmobi-
lien 1995 noch auf etwa 1,2 Billio-
nen Pfund geschätzt, steht dieser
Wert in den aktuellsten Statisti-
ken bereits bei 5,48 Billionen
Pfund. Der Wert von Wohnimmo-
bilien in Großbritannien hat sich
also fast verfünffacht, der Wert
von anderen Immobilien zumin-
dest mehr als verdoppelt.

Die Folge: Vermögenswerte in
Form von Wohnimmobilien ma-
chen mittlerweile etwa 62 Prozent
des Nettovermögens in Großbri-
tannien aus, die Wohneigentums-
quote ist dagegen auf dem nied-
rigsten Stand seit 1985. Ein im-
mer kleinerer Teil der britischen
Bevölkerung verfügt also über ein
immer größeres Vermögen in
Form von Immobilien. Die stei-
genden Grundstücks- und Immo-
bilienpreise sind aber weder inno-
vativ noch produktiv, vielmehr
stellen sie unter Umständen ein
Problem dar. Für die Wirtschaft
ist es Wachstumshemmnis, wenn
die Preise für gewerbliche Immo-
bilien steigen, Kommunen und
Regionen müssen für ihre Ent-
wicklung und ihre Infrastruktur
ebenfalls mehr zahlen. Mit ande-
ren Worten: Wenige profitieren,
der Rest zahlt dafür.

Was hat das mit dem Flächen-
management hierzulande zu tun?
Großbritannien mag weit weg
sein, das Auseinanderdriften der
Gesellschaft ist aber auch in Ös-
terreich ein Thema. Durch eine
Vielzahl von Studien und Experti-
sen ist bekannt, dass dort, wo
Vermögen breiter gestreut ist, wo
soziale Unterschiede niedriger
sind, eine bessere gesellschaftli-
che und soziale Qualität zu finden
ist, weniger Kriminalität und eine
höhere Gesamtzufriedenheit.

Und auch in Österreich sind
die Immobilienpreise in den ver-
gangenen Dekaden um ein Vielfa-
ches gestiegen. Die statistischen
Quellen sind zwar teilweise unzu-
länglich, doch allein für den Zeit-
raum von 2010 bis 2016 kann ei-
ne Wertsteigerung von Wohnim-
mobilien um 30,2 Prozent festge-
stellt werden. Und in Vorarlberg
ist die Preisentwicklung noch dy-
namischer. In Teilen des Rhein-
tals haben Immobilienwerte eine
Steigerung von bis zu 400 Pro-
zent erfahren. Dies schlägt sich,
ähnlich wie in Großbritannien, in
einer sinkenden Wohneigentums-
quote nieder, und auch für Unter-
nehmen wird es immer schwieri-
ger, entsprechende Gewerbe- und
Immobilienflächen zu bekommen.
Das gilt besonders für kleine und
mittlere Unternehmen, die 99,7
Prozent aller heimischen Unter-
nehmen ausmachen.

Hier liegt ein hohes Maß an po-
litischer Verantwortung auf Lan-
des- und Gemeindeebene. Es geht
darum, den gesellschaftlichen
und sozialen Wohlstand auf brei-
ter Basis zu sichern. Kommunen
und Regionen müssen sich des-
halb unternehmerisch aktiv am
Immobilienmarkt beteiligen, um
damit auch eine möglichst breite
Verteilung der Grundstücksflä-
chen und Immobilien sicherzu-
stellen.

Der freie Markt kann

nicht die Lösung sein

Auf Landesebene liegt die Verant-
wortung speziell in Form von le-
gistischen Maßnahmen bei Raum-
planung, Grundverkehrsgesetz
und Straßengesetz. Im Endeffekt
wird aber kein Weg daran vorbei-
führen, dass Gemeinden die Si-
cherung, Entwicklung und Ver-
wertung von Grundstücksflächen
und Immobilien in eigener Initia-
tive übernehmen. Ein nachhalti-
ges und professionelles Flächen-
management muss ein fixer und
integrativer Bestandteil der Ge-
meindepolitik sein.

Doch oftmals fehlt das Be-
wusstsein für das Thema – auch,
weil viele Kommunen und Regio-
nen fälschlicherweise glauben,
dass es sich hierbei um eine An-
gelegenheit der Wirtschaft han-
delt. Allein der freie Markt kann
jedoch nicht die Lösung des Prob-
lems sein, andernfalls riskieren

Kommunen, dass eine Grundsäu-
le der Standortentwicklung und
unserer Wirtschafts- und Finanz-
kraft dem Zufall überlassen wird.

Auch Wirtschaftsentwicklung

braucht Flächenmanagement

Was heißt nun aktive Bodenpoli-
tik und Flächenmanagement?
Strategisch wichtige Grundstücke
und Immobilien sind der Rohstoff
jeder Standortentwicklung. Kom-
munen und Regionen müssen
sich daher wie Unternehmen
planmäßig um diesen Rohstoff
kümmern, sonst wird Standort-
entwicklung anderen Akteuren
überlassen, deren Interessen viel-

leicht nicht mit den originären In-
teressen der Gemeinde und des
Gemeinwohls übereinstimmen.

Wenn es so weit kommt, leidet
letztlich auch die Wirtschafts-
und Finanzkraft darunter, denn
ohne entsprechende Grundstücks-
flächen und Immobilien können
weder vorhandene Unternehmen
expandieren, noch können sich
neue Unternehmen ansiedeln,
weil es schlichtweg an den grund-
sätzlichsten infrastrukturellen Vo-
raussetzungen fehlt.

Eine „Renaissance

des Staates“?

Es reicht nicht mehr, allein die
Nutzungsarten von Flächen zu de-
finieren. Damit sind diese zwar
gewidmet, aber noch lange nicht
verfügbar. Nicht zuletzt auch, weil
Flächen zunehmend als Veranla-
gungsobjekte genutzt werden. Der
wesentliche Punkt zeitgemäßer
Flächenpolitik ist aber gerade die
Verfügbarkeit von diesen Flächen.

Es ist daher notwendig, dass
Flächenmanagement im Sinne ei-
ner kontinuierlichen Evaluierung,
Sicherung, Entwicklung und Ver-
wertung von Flächen und strate-
gisch relevanten Immobilien vor
dem Hintergrund kommunaler
Zielsetzungen vollzogen wird.

Im Endeffekt sollten Kommu-
nen und Regionen dadurch in der
Lage sein, Flächen für Wohnraum,
touristische sowie andere strate-
gisch relevante Entwicklungen

(z. B. Ortskernentwicklung) und
vor allem auch für Gewerbe, In-
dustrie und Dienstleistungen, also
die Wirtschaft im weitesten Sin-
ne, zur Verfügung zu stellen.

Und zwar in einer Form, die ge-
währleistet, dass nicht nur Pent-
house-Wohnungen, sondern auch
leistbare Immobilien für junge
Menschen und Familien vorhan-
den sind. In einer Form, die auch
die nachhaltige wirtschaftliche
Entwicklung der Gemeinde si-
cherstellt, sodass Arbeitsplätze in
zumutbarer Entfernung entstehen
und weiterhin verfügbar bleiben.
Und nicht zuletzt in einer Form,
die es der Gemeinde erlaubt, auch
in Zukunft selbst über ihre Ent-
wicklung zu bestimmen.

Der Ruf nach mehr staatlicher
Beteiligung an Märkten wie dem
Grundstücks- und Immobilien-
markt ist inzwischen von Seiten
zu hören, die nun wirklich nicht
unter Verdacht stehen, dem freien
Markt auch nur im Geringsten
kritisch gegenüberzustehen oder
wahllos nach mehr staatlichem
Handeln zu verlangen. So spricht
etwa das internationale Bera-
tungsunternehmen McKinsey &
Company von einer „Renaissance
des Staates“ und fordert verstärk-
tes staatliches Handeln und eine
neue Regulatorik.

„Herrenlose“ Grundstücke fal-
len aber nicht einfach so in den
Schoß der Gemeinden. Ein Min-
destmaß an Organisation und Ver-
bindlichkeit muss vorhanden
sein. Eine Arbeitsgruppe Flächen-
management besteht idealerweise
aus politischen und fachlichen
kommunalen Entscheidungsträ-
gern, die entsprechende Vorhaben
reflektieren und die daraus resul-
tierende Aufgaben zur Sicherung
der Grundstücksflächen und Im-
mobilien weiterleiten.

Der Einkaufsplan basiert im
Idealfall auf einem kommunalen
oder regionalen Entwicklungskon-
zept, also einem Masterplan, in
dem solche Grundstücksflächen
und Immobilien identifiziert sind,
die kurz-, mittel- und langfristig
strategisch für die Standortent-
wicklung relevant werden kön-
nen. Das ist in vielen Gemeinden
ganz einfach, weil es kaum mehr
verfügbare Grundstücksflächen
und Immobilien gibt.

Ein Beispiel, das in diese Rich-
tung geht, ist Dornbirn. Die Fi-
nanzierung der Kauf-, Vorhalte-
und Bereitstellungspolitik wird
von der Stadt Dornbirn aus eige-
ner Kraft bewerkstelligt. Das un-
ternehmerisch aktive Flächenma-
nagement der Stadt wird dabei
von allen im Rathaus vertretenen
Parteien mitgetragen und ist mit
einer klaren Strategie unterlegt.

Gesteuert wird das Flächenma-
nagement seit knapp 20 Jahren
von einer Steuerungsgruppe be-
stehend aus den politischen Ent-
scheidungsträgern (Bürgermeis-
ter, Vizebürgermeister) sowie den
kommunalen Fachpolitiken
(Stadtplanung, Finanzabteilung,
Standort- und Gründerzentrum).
Die operative Begleitung erfolgt
durch das Standort- und Gründer-
zentrum, das ist die Wirtschafts-
und Entwicklungsleitstelle der
Stadt Dornbirn. Im Bereich der
Gewerbeflächen ist damit auch ei-
ne integrierte und optimale Be-
treuung, Beratung und Unterstüt-
zung von ansiedelnden und beste-
henden Unternehmen sicherge-
stellt. n

Gemeinden als Großgrundbesitzer

Warum es wichtig ist, dass sich Gemeinden und Regionen aktiv am Immobilienmarkt beteiligen.
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Blick über Dornbirn. Die Stadt im

Rheintal betreibt seit Jahren aktives und

unternehmerisches Flächenmanagement.
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